
 

 

Richtlinie zur Durchführung der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen (SGB IX) im öffentlic hen Dienst im Land 
Nordrhein-Westfalen (sog. Fürsorgerichtlinien) 
RdErl. d. Kultusministeriums v. 31.05.1989 (GABl. NW. S. 300) 

Synopse  
alte  Fassung  neue Fassung  (Stand 07.03.2016) 
 
4.4 
Pflichtstundenermäßigung für schwerbehinderte Lehrkräfte im 
Sinne des § 2 Abs. 2 SGB IX 
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4.4.1 
Der Umfang der (Regel-)Pflichtstundenermäßigung ergibt sich 
aus§ 2 Abs. 3 Satz 1 VO zu § 93 Abs. 2 SchulG (BASS 11 – 11 
Nr. 1) sowie aus dem Runderlass vom 3. 11. 1998 (BASS 21 – 05 
Nr. 15). 
 
Die Inanspruchnahme dieser Pflichtstundenermäßigung (Re-
gelermäßigung) ist dem Dienstvorgesetzten schriftlich unter Bei-
fügung eines Abdrucks des Schwerbehindertenausweises auf 
dem Dienstweg anzuzeigen. Die Anzeige gilt für die Geltungs-
dauer des Ausweises. Im Falle einer Verlängerung der Geltungs-
dauer bedarf es für die weitere Inanspruchnahme der Regeler-
mäßigung einer erneuten Anzeige. 
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4.4.2 
Ein besonderer Fall für die Berechtigung einer zusätzlichen 
Pflichtstundenermäßigung im Sinne des § 2 Abs. 3 Satz 2 VO zu 
§ 93 Abs. 2 SchulG liegt vor, wenn die Erteilung von Unterricht 
wegen der Art der Behinderung eine so erhebliche Erschwernis 
darstellt, dass diese durch die Regelermäßigung nicht ausgegli-
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chen werden kann. 
 
 
Die Anträge sind zu begründen und dem Dienstvorgesetzten auf 
dem Dienstweg vorzulegen. Die Begründung und etwaige Belege 
können dem Antrag in einem verschlossenen Umschlag beigefügt 
werden. Der Dienstvorgesetzte entscheidet nach pflichtgemäßem 
Ermessen über die Bewilligung der zusätzlichen Ermäßigung, 
über deren Umfang und Befristung unter Würdigung der Art der 
Behinderung und der dadurch bedingten besonderen Erschwer-
nis bei der Erteilung von Unterricht nach den Gegebenheiten des 
Einzelfalles. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nisatorische Entlastungsmöglichkeiten nicht ausgeglichen werden 
kann. 
 
Die Anträge sind Der Antrag ist zu begründen und dem Dienst-
vorgesetzten auf dem Dienstweg vorzulegen. Dem Antrag ist eine 
fachärztliche Bescheinigung beizufügen, welche sich zu der Fra-
ge verhält, ob und (wenn ja) in welchem Umfang eine zusätzliche 
Pflichtstundenermäßigung aufgrund der Auswirkungen der aner-
kannten Behinderung auf die Unterrichtserteilung erforderlich ist. 
Eine hausärztliche Bescheinigung ist nicht ausreichend. Die er-
forderlichen Kosten für die fachärztliche Bescheinigung trägt das 
Land. Die Begründung, die fachärztliche Bescheinigung und et-
waige weitere Belege können dem Antrag auch in einem ver-
schlossenen Umschlag beigefügt werden. 
 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter fügt dem Antrag eine Stel-
lungnahme zu der Frage bei, ob schulorganisatorische Entlas-
tungsmöglichkeiten bestehen. Insbesondere ist anzuführen, 
  
− ob ein Gespräch gemäß Nr. 7.1 des Runderlasses des In-

nenministeriums bzw. ein entsprechendes Teilhabegespräch 
stattgefunden hat, 

− ob (und ggf. welche) Nachteilsausgleiche gewährt wurden 
(z.B. Stundenplangestaltung, Anzahl der Korrekturen, außer-
unterrichtlichen Verpflichtungen) und 

− ob eine behinderungsgerechte Arbeitsplatzgestaltung not-
wendig war. 

 
Der Dienstvorgesetzte informiert die Schwerbehindertenvertre-
tung umfassend über den vorliegenden Antrag, teilt seine beab-
sichtigte Entscheidung mit und entscheidet unter Einbeziehung 
der Stellungnahme der Schwerbehindertenvertretung nach 
pflichtgemäßem Ermessen über die Bewilligung der zusätzlichen 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die zusätzliche Ermäßigung ist längstens für die Geltungsdauer 
des Schwerbehindertenausweises zu bewilligen. Eine kürzere 
Befristung kommt insbesondere in Betracht, wenn zu erwarten ist, 
dass sich die Folgeerscheinungen einer Behinderung, die zu der 
zusätzlichen Ermäßigung führen, wegen der Art der Behinderung 
mindern können. 
 
 
 
 
Kann mit der nach § 95 Abs. 2 SGB IX vor der Entscheidung an-
zuhörenden Schwerbehindertenvertretung keine Übereinstim-
mung darüber erzielt werden, ob oder in welchem Umfang eine 
zusätzliche Pflichtstundenermäßigung erforderlich ist, kann der 
Lehrkraft aufgegeben werden, ein ärztliches Zeugnis zu dieser 
Frage vorzulegen. Eine Aufforderung zu einer amtsärztlichen Un-
tersuchung soll nur ausnahmsweise in besonders gelagerten Fäl-
len erfolgen. 
 

Ermäßigung, über deren Umfang und Befristung unter Würdigung 
der Art der Behinderung und der dadurch bedingten besonderen 
Erschwernis bei der Erteilung von Unterricht nach den Gegeben-
heiten des Einzelfalles. Der zur Verfügung stehende Stunden-
rahmen ist hierbei unter Berücksichtigung des jeweiligen Einzel-
falls differenziert zu nutzen und die zusätzliche Ermäßigung auf 
das notwendige Maß zu beschränken. 
 
Die zusätzliche Ermäßigung ist längstens für die Geltungsdauer 
des Schwerbehindertenausweises Dauer von drei Jahren zu be-
willigen. Eine kürzere Befristung kommt insbesondere in Betracht, 
wenn zu erwarten ist, dass sich die Folgeerscheinungen einer 
Behinderung, die zu der zusätzlichen Ermäßigung führen, wegen 
der Art der Behinderung mindern können. Nach Ablauf des Bewil-
ligungszeitraums ist eine erneute Bewilligung möglich; hierfür gel-
ten die gleichen Voraussetzungen wie für die erstmalige Bewilli-
gung. 
 
Kann mit der nach § 95 Abs. 2 SGB IX vor der Entscheidung an-
zuhörenden Schwerbehindertenvertretung auch unter Berück-
sichtigung der fachärztlichen Bescheinigung keine Übereinstim-
mung darüber erzielt werden, ob oder in welchem Umfang eine 
zusätzliche Pflichtstundenermäßigung erforderlich ist, kann zu 
dieser Frage ausnahmsweise der Lehrkraft aufgegeben werden, 
ein ärztliches Zeugnis zu dieser Frage vorzulegen. Eeine Auffor-
derung zu einer amtsärztlichen Untersuchung soll nur aus-
nahmsweise in besonders gelagerten Fällen erfolgen. 
 

 
4.4.3 
Die Regelungen über die Mindestzahl der wöchentlichen Unter-
richtstunden und zur Altersermäßigung bleiben unberührt. 
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4.4.4 
Bei Lehrkräften, deren Pflichtstunden über die Regelermäßigung 
hinaus nach § 2 Abs. 3 Satz 2 VO zu § 93 Abs. 2 SchulG zusätz-
lich ermäßigt worden sind, ist von der Genehmigung/Anordnung 
von Mehrarbeit und nebenamtlichem Unterricht abzusehen. So-
fern nur die Regelermäßigung in Anspruch genommen wird, ist 
die Anordnung von Mehrarbeit oder nebenamtlichem Unterricht 
nicht gegen den Willen der Lehrkräfte zulässig. 
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(…) (Nummern 4.5 bis 5 unverändert) 
 
  

6. 
Zu Nr. 13 (Prävention) 
 
Die Pflicht der Dienststelle zur Ergreifung präventiver Maßnah-
men bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbe-
dingten Schwierigkeiten, die zur Gefährdung des Arbeits- oder 
sonstigen Beschäftigungsverhältnisses führen können (§ 84 Abs. 
1 SGB IX), besteht für alle im Schulbereich beschäftigten 
schwerbehinderten und diesen gleichgestellten Menschen (z.B. 
Lehrkräfte, Lehramtsanwärter/innen, sonstiges pädagogisches 
Personal). Sie gilt ab der Begründung des Beschäftigungsver-
hältnisses und unabhängig von der Beschäftigungsart und -
dauer. Die Pflicht besteht auch dann, wenn der Umfang des Be-
schäftigungsverhältnisses gefährdet ist. 
 
Präventive Maßnahmen können nur dann ihre vorbeugende Wir-
kung entfalten, wenn sie frühzeitig ergriffen werden. Die Dienst-
stelle leitet daher nach Kenntnisnahme derartiger Schwierigkeiten 
unverzüglich ein Präventionsgespräch unter Hinzuziehung der 



 

 

 

Schwerbehindertenvertretung, des Personalrates und des Integ-
rationsamtes ein. 
 
Die zuständige Schwerbehindertenvertretung begleitet das ge-
samte Präventionsverfahren. 
 

 
(…) (Die bisherigen Nummern 6 bis 7 werden die Nummern 7 bis 8.) 
 


